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Antrag der SPD Fraktion im Rat der Stadt Rheirp

zur Sitzung des Jugendhilfeausschusses am 23'Mlft22006

l. Der Jugendhilfeausschuss der Stadt Rheine möge folgende Resolution beschließen:

Der Jugeidhilfeausschuss fordert die Landesregierung und-den Landtag NRW agt das Kinder-

und Julendfrrdergesetz NRW in dem am 06.1ö.2004beschlossenen Umfang vollständig in

Wirkun'g zu lassen. Dafür sind die im $16 Abs.l zugesicherten und von Kommunen und

freien Tiagern erwarteten finarziellen Mittel bereitzustellen.

2.DerJugendhilfeausschuss der Stadt Rheine bittet den Rat der Stadt Rheine in seiner Sitzung

am 04. April folgende Resolution zu beschließen:
Der Rat der Stadt Rheine fordert die Landesregierung und den Landtag NRW auf, das Kinder-

und Jugendfürdergesetz NRW in dem am 06.1Ö.2004 beschlossenen umfang vollständig in

wirkun'g zu lassen. Dafür sind die im $16 Abs.l zugesicherten und von Kommunen und

freien Trägem erwarteten finanziellen Mittel bereitzustellen.

Begründung:

Mit dem im Oktober 2004 verabschiedeten Gesetz zur Förderung der Kinder- und Jugendarbeit,

J", lug"nasozialarbeit und des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes (Jugendfordergesetz

NRUD ist u. a. auch die gesetzliche Grundlage filr die finarzielle Ausstattung des

Landesjugendplanes !"r"rtur.n 
-worden. 

Laut g 16 des Jugendördergesetzes sind befristet bis

zum Jaf'e 2010 auf-<ler Grundlage des Kinder- urd Jugendörderplans jährlich mindestens 96

Mio. Euro bereitzustellen. Einer der wesentlichen Gründe für die gesetzliche Verankerung

dieser Finanzierungsgrundlage war es, den Jugendorganisationerq den Trägern der offenen

Jugendarbeit, den iräg"* dir Jugendkulturarbeit, den Initiativgruppen und Such den Trägem

und Einrichtungen der"Jugendsoziäarbeit lang&istig Planungssicherheit und Bestandsschutz zu

geben. Auch diä Kommurin sind durch das Jugendfürdergesetz stärker in die Pflicht genommen

worden. Sie sind nicht nur in gleicher Weise wie das Land finanziell gefordert, sie müssen

darüber hinaus ab 2006 kommunale Kinder- und Jugendftirderpläne beschließen- vor diesem

Hintergrund haben auch die Kommurrcn einen Anspruch auf Planungssicherheit. Die CDU /

FDp Landesregierung hat im Januar beschlossen, die Mittel von 96 Millionen Euro auf 75

Millionen Euro kürzen. Im Jahf 2004 hatten die heutigen Regierungspart*l von cDU und

FDp noch die von den Jugendverblinden getragene Volksinitiative 
'Jugend braucht Zukunft'

massiv unterstützt. Mit dieser Form von poftit< droht nun über den materiellen Einbußen hinaus

ein ungeheurer und genereller Vertrauensverlust der Jugend in politische Willensbekundungen'
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Wenn sogar die gesetzliche Selbstverpflichtung eines Parlamentes der tagespolitischen

Beliebigkeit unterfiJgt, welche Politkerin, welclrcr Politiker darf sich dann noch in

efnstzunehmender Art und Weise über PolitlkVefdrosscnheit der Jugettd beschweren. Wir

efhiften db Unterstützung diäser Resolution btzten Endes auch aus diesem Grunde und hoffen

auf ein etrüeutiges Votum der politischen Gremien: Jugend braucht Vertrauen - ietttr.
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